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I. Allgemeines 
1. Ministerkomitee 

Das Ministerkomitee des Europarats trat am 28. No- 
vember 1974 in Paris unter Vorsitz des zypriotischen 
Außenministers Christophides zu seiner 55. Sitzung 
zusammen; bei den Tagesordnungspunkten Grie- 
chenland und Zypern führte der dänische Außen- 
minister Guldberg den Vorsitz. Die deutsche Dele- 
gation wurde von Bundesaußenminister Genscher 
und in seiner Vertretung von Staatsminister Moersch 
geleitet. Am Tage danach fand das übliche Kollo- 
quium des Ministerkomitees mit Abgeordneten der 
Parlamentarischen Versammlung unter dem Vorsitz 
von Versammlungspräsident Vedovato statt. 

Das Ministerkomitee tagte auf der Ebene der Mini- 
sterbeauftragten im Berichtszeitraum sieben Mal 
(237. bis 243. Sitzung) mit 38 Sitzungstagen. Mini- 
sterbeauftragte und einige Mitglieder der Versamm- 
lung trafen am 10. Januar 1975 zu einer Sitzung des 
Gemischten Ausschusses zusammen. 

Die Ministerbeauftragten beschlossen am 20. No- 
vember 1974, ein mittelfristiges Arbeitsprogramm 
des Europarats für die Zeit von 1976 bis 1980 zu 
erarbeiten. Auf dieser Grundlage soll künftig im 
Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel das kon- 
krete Arbeitsprogramm für jeweils ein Jahr auf- 
gestellt werden. Die Mitgliedsregierungen haben 
dem Generalsekretariat ihre Vorstellungen zum 
Fünf-Jahres-Plan übermittelt. Sie wollen im Sinne 
der Entschließung über die künftige Rolle des Eu- 
roparats vom Januar 1974 die Tätigkeit des Europa- 
rats auf einige wesentliche Aufgabenbereiche kon- 
zentrieren. 


2. Parlamentarische Versammlung 

Die Versammlung hielt den 3. Teil ihrer 26. Sit- 
zungsperiode in der Zeit vom 22. bis 29. Januar 1975 
ab. Bei dieser Gelegenheit hielt der jugoslawische 
stellvertretende Ministerpräsident und Außenmini- 
ster Milos Minie eine Ansprache. Ferner sprachen 
vor der Versammlung der italienische Minister für 
kulturelles Erbe und Umweltschutz G, Spadolini 
sowie der norwegische Minister für Umweltfragen 
G. H, Brundtland. Die Versammlung behandelte 
folgende Themen: Die Situation in Zypern, Sicher- 
heit und Zusammenarbeit in Europa, die Beziehun- 
gen zu den nationalen Parlamenten, Pressekonzen- 
tration, Umweltschutz, kulturelle Fragen, insbeson- 
dere die Bewahrung des europäischen kulturellen 
Erbes, Bevölkerungs- und Flüchtlingsfragen sowie 
wirtschaftliche Themen. 


Zu Beginn fand die 21. Gemeinsame Sitzung von 
Mitgliedern des Europäischen Parlaments und der 
Parlamentarischen Versammlung statt; sie befaßte 
sich mit den wirtschaftlichen und politischen Folgen 
der inflationären Entwicklung. 


II. Politische Fragen 

1. Wiederaufnahme Griechenlands in den Europarat 

Griechenland trat am 28. November 1974 anläßlich 
der Ministerkomiteesitzung in Paris dem Europarat 
wieder bei. Es hatte sich Ende 1969 unter dem Mili- 
tärregime aus der Organisation zurückgezogen. Der 
griechische Außenminister Bitsios dankte bei dem 
Beitrittsakt für die moralische Unterstützung, die 
der Europarat den demokratischen Kräften seines 
Landes in den Jahren der politischen Isolierung ge- 
geben hatte. 

Bundesminister Genscher wertete vor der Presse die 
Rückkehr Griechenlands als Ermutigung für das 
demokratische Europa und betonte die Bereitschaft 
der Bundesregierung, die neue, vom Vertrauen des 
griechischen Volkes getragene Regierung wo immer 
möglich bei der Bewältigung ihrer schwierigen Pro- 
bleme zu unterstützen. 


2. Zypern 

Besorgt über die Lage auf Zypern, gaben die Mini- 
ster am 28. November 1974 einstimmig der Überzeu- 
gung Ausdruck, daß die Lösung dieses Problems in 
Verhandlungen der unmittelbar betroffenen beiden 
zyprischen Bevölkerungsgruppen gefunden werden 
muß. Die Ministerbeauftragten befaßten sich wieder- 
holt mit der Zypernfrage, insbesondere unter dem 
Gesichtspunkt der Hilfe für die zyprische Bevölke- 
rung. 

In Übereinstimmung mit Empfehlungen der Parla- 
mentarischen Versammlung des Europarats leisteten 
die Mitgliedsregierungen bisher humanitäre Zypern- 
hilfe in Höhe von etwa 8 Millionen US-Dollar. 

3. Portugal 

Die Minister beauftragten bei ihrer Sitzung im No- 
vember 1974 den Generalsekretär, die portugiesische 
Regierung über Möglichkeiten der Zusammenarbeit 
mit dem Europarat unterrichtet zu halten. Aufgrund 
von Kontakten zwischen dem Generalsekretariat 
und der portugiesischen Regierung wurde Portugal 
zum Beitritt zur Europäischen Kulturkonvention ein- 
geladen; weitere technische Kontakte wurden in 
Aussicht genommen. 


Zugeleitet mit Schreiben des Staatsministers im Auswärtigen Amt vom 23. Mai 1975 
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III. Aus der Tätigkeit des Europarats 
in seinen Hauptaufgabenbereichen 

1. Menschenrechte 

Die Schweiz trat am 28. November 1974 der Europä- 
ischen Menschenrechtskonvention bei. 

Die Bundesregierung wurde im Berichtszeitraum 
wieder zur Stellungnahme zu einer Reihe von Indi- 
vidualbeschwerden aufgefordert. Die Beschwerden 
Klass u. a. und Hätti wurden für zulässig erklärt, 
vier Menschenrechtsbeschwerden wurden als unzu- 
lässig zurückgewiesen. In fünfzehn weiteren Fällen 
hat die Kommission die Bundesregierung um Stel- 
lungnahme zu Sachberichten oder zur Frage der Zu- 
lässigkeit gebeten. 

2. Soziale und sozio-ökonomische Probleme 

Der Entwurf einer Entschließung zu Fragen der 
Jugendarbeitslosigkeit wurde vom Regierungssozial- 
ausschuß angenommen. Er enthält Vorschläge für 
Maßnahmen zur bestmöglichen Eingliederung Ju- 
gendlicher ins Arbeitsleben, wie berufliche Informa- 
tion und Berufsberatung, berufliche Bildung, Ar- 
beits- und Lehrstellenvermittlung und Arbeitslosen- 
statistik. Ferner wurde der Entwurf einer Entschlie- 
ßung über die soziale Lage der Landfahrer in Europa 
vom Sozialausschuß fertiggestellt. 

Zwei weitere Entschließungsentwürfe wurden in 
erster Lesung behandelt. Einer befaßt sich mit der 
Frauenarbeit, insbesondere mit der Vorbereitung 
von Mädchen und Frauen auf das Arbeitsleben, mit 
ihrer Beschäftigung sowie mit der Vereinbarkeit von 
Familienpflichten und Berufstätigkeit. Ein weiterer 
Entschließungsentwurf behandelt Aufgaben und 
Status von Sicherheitsingenieuren und Sicherheits- 
diensten in Unternehmen und Betrieben. 

Für die Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, 
Belgien und Italien wurde ein Teilabkommen zur 
Schaffung eines Schwerbehindertenausweises vorge- 
schlagen. Der Regierungssozialausschuß beriet über 
wichtige Vergünstigungen, die den Behinderten 
damit in diesen Ländern gewährt werden sollen. 

3. Erziehung und Kultur 

Portugal wurde vom Ministerkomitee zum Beitritt 
zur Europäischen Kulturkonvention aufgefordert. 

In der Diskussion über Struktur und Arbeitsweise 
des Rates für kulturelle Zusammenarbeit (CCC) hat 
sich der CCC selbst auf seiner Sitzung im Februar 
1975 gegen radikale Änderungen ausgesprochen. 

Eine Konferenz europäischer Sportminister in Brüs- 
sel am 20. und 21. März 1975 sprach sich für die 
öffentliche Förderung des „Sports für alle" aus. Sie 
beschloß eine europäische „Sport-Charta". 

4. Jugendfragen 

Jugendzentrum und Jugendwerk des Europarats 
setzten ihre Arbeit erfolgreich fort. Bei zahlreichen 


Veranstaltungen kam das von beiden Einrichtungen 
geförderte europapolitische Engagement junger 
Menschen zum Ausdruck. 

5. Dffentllches Gesundheitswesen 

Die Zuschüsse zur Europäischen Blutbank in Amster- 
dam wurden durch Beschluß des Ministerkomitees 
erhöht. 

Krankenhausfragen beschäftigten das Europäische 
Gesundheitskomitee vor dem Hintergrund steigen- 
der Kosten in den Mitgliedsländern. Die Beratungen, 
die noch 1975 abgeschlossen werden sollen, er- 
strecken sich insbesondere auf Fragen der internen 
Krankenhausstrukturen, der Krankenhaustypen so- 
wie der medizinischen Versorgung außerhalb von 
Krankenhäusern. 

6. Umwelt 

Der Entwurf einer Europäischen Konvention zum 
Schutze internationaler Wasserläufe gegen Verun- 
reinigung liegt den Ministerbeauftragten zur weite- 
ren Beratung einer Reihe noch offener Fragen vor. 
Wesentlicher Punkt der Beratungen ist u. a. die 
Frage einer Beteiligung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft als Vertragspartei des künfti- 
gen Übereinkommens und ihr Status im Rahmen des 
Übereinkommens. 

Bei den Vorbereitungen der zweiten Ministerkonfe- 
renz über Umweltfragen, die im Frühjahr 1976 in 
Brüssel stattfinden soll, einigte man sich in dem da- 
für zuständigen Ausschuß Hoher Regierungsbeamter 
über folgende Konferenzthemen: 

— Ausgleich zwischen wirtschaftlicher Entwicklung 
und Umweltschutz (Prüfung der Umweltverträg- 
lichkeit), 

— Schutz wildlebender Tiere und Pflanzen, 

— Beteiligung privater Verbände am Naturschutz. 

7. Raumordnung 

Die dritte Konferenz Europäischer Raumordnungs- 
minister wird im Oktober 1976 in Rom stattfinden. 
Sie wird sich auf Probleme der Verstädterung und 
ihre Kontrolle im Rahmen der Raumordnung kon- 
zentrieren. 

8. Kommunale und regionale Fragen 

Das Ministerkomitee beschloß im Februar 1975 eine 
Änderung der Charta der Europäischen Gemeinde- 
konferenz mit dem Ziel, Organisation und Arbeits- 
weise der Konferenz zu straffen, um ihr im euro- 
päischen Rahmen mehr Gewicht zu verleihen. So 
wurde beschlossen, daß die Konferenz ab 1976 jähr- 
lich statt bisher alle zwei Jahre tagen soll. 

9. Rechtsfragen 

Das Ministerkomitee verabschiedete im Januar 1975 
die Entschließung (75) 3 über die rechtlichen und das 
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Verwaltungsverfahren betreffenden Gesichtspunkte 
der Kriminalität bei Wanderarbeitnehmern. Die Ent- 
schließung dient der weitestmöglichen Gleichstellung 
der Wanderarbeitnehmer bei Strafverfolgung und 
Strafvollzug. 

Führende Strafrechtler und Kriminologen nahmen an 
einer Konferenz über Kriminalpolitik im März 1975 
in Straßburg teil. Unter Vorsitz des Vertreters des 
Bundesministeriums der Justiz fand angesichts des 
Anwachsens der Kriminalität in den Mitgliedstaa- 
ten ein intensiver Erfahrungs- und Gedankenaus- 
tausch statt, insbesondere über die Einflüsse der 
sozialen Umwelt beim Auftreten von Kriminalität 
sowie über moderne Methoden der Repression und 
der Resozialisierung. 

IV. Zusammenfassung 

Der Europarat verzeichnete am 28. November 1974 
mit der Wiederaufnahme Griechenlands, das zu- 
gleich auch der Europäischen Menschenrechtskon- 
vention wieder beitrat, ein Ereignis, das in ein- 
drucksvoller Weise seine Rolle als Forum von nun- 
mehr 18 westeuropäischen Demokratien unter- 


streicht. Die Entwicklung in Portugal fand im Be- 
richtszeitraum ein starkes Echo. Kontakte zwischen 
Portugal und dem Europarat, die beim Aufbau demo- 
kratischer Verhältnisse in diesem Lande helfen sol- 
len, wurden intensiviert. 

In der Zypernfrage konzentrierte sich die Aufmerk- 
samkeit des Europarats, dem die drei unmittelbar 
betroffenen Länder Zypern, Griechenland und Tür- 
kei angehören, auf Hilfsmaßnahmen der Mitglieds- 
länder für die betroffene Bevölkerung. Der Gang 
der Ereignisse machte deutlich, daß eine dauerhafte 
und gerechte Lösung des Problems in erster Linie in 
Verhandlungen der beiden Bevölkerungsteile Zy- 
perns gefunden werden muß. 

Der außenpolitische Meinungsaustausch des Mini- 
sterkomitees erstreckte sich neben den vorgenann- 
ten Themen auch auf Probleme der Konferenz für 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa sowie auf 
das europäische-amerikanische Verhältnis. 

Die Beziehungen zwischen dem Europarat und den 
Gemeinschaften wurden durch die Eröffnung eines 
Verbindungsbüros des Europarats in Brüssel am 
15. Januar 1975 verstärkt. 
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Halbjahresbericht der Bundesregierung über die Tätigkeit der 
Westeuropäischen Union 

in der Zeit vom 1. Oktober 1974 bis 31. März 1975 


1. Allgemeines 

1 . 

Die W EU -Versammlung trat vom 3. bis 6. Dezember 
1974 in Paris zum zweiten Teil ihrer XX. Sitzungs- 
periode zusammen. Sie erörterte im Rahmen ihrer 
außen- und sicherheitspolitischen Debatte Fragen der 
Europäischen Union, der Energieversorgung und der 
Dienstbedingungen in den Streitkräften des Atlan- 
tischen Bündnisses. Im wissenschaftlich-technolo- 
gischen Teil der Aussprache wurden Probleme der 
Sicherheit im Reaktorbau, der fortgeschrittenen 
Technologie in Kanada und Fragen der europäischen 
Raumfahrt behandelt. 

Gastredner waren der Bundesminister für Forschung 
und Technologie Matthöfer, der belgische Außen- 
minister Van Elslande, der niederländische Vertei- 
digungsminister Vredeling, der Staatssekretär im 
französischen Außenministerium Destremau und der 
Unterstaatssekretär im Foreign Office Lord Go- 
ronwy-Roberts. 

2 . 

Der Ständige Rat beschäftigte sich in seinen regel- 
mäßigen Sitzungen in London mit dem Verhältnis 
zwischen Rat und Versammlung. Der XX. Jahres- 
bericht (für 1974) wurde so rechtzeitig verabschiedet, 
daß er der Versammlung bereits Ende Februar 1975 
übermittelt werden konnte. 

Der Rat verabschiedete die Empfehlungen 246, 247 
und 250 bis 259 und beantwortete die Schriftlichen 
Fragen 144, 146 und 149 bis 153. Die Schriftliche 
Frage 154 wird zur Zeit in Rat und Arbeitsgruppe 
erörtert. Außerdem verabschiedete der Rat den 
zweiten Nachtragshaushalt 1974 der WEU-Ver- 
sammlung sowie die Haushaltsvoranschläge 1975 der 
WEU und der WEU-Versammlung. Das Verfahren 
für die Behandlung der Haushaltsvoranschläge 
wurde verbessert. 

Der Rat begann ferner mit den Vorbereitungen des 
nächsten Ministerrats, der am 20. Mai 1975 in Lon- 
don stattfinden wird. 

3. 

Der Verbindungsausschuß für gemeinsame Rüstungs- 
produktion aus Mitgliedern der Versammlung und 
Vertretern des Rats trat am 18. Februar 1975 in 
Paris zur Erörterung anstehender Fragen zusammen. 


II. Politische Fragen 

Im Mittelpunkt der politischen Aussprache stand die 
politische Einigung Europas. Der belgische Außen- 
minister Van Elslande forderte eine stärkere euro- 
päische Verteidigungszusammenarbeit zur Errei- 
chung dieses Ziels. Der niederländische Verteidi- 
gungsminister Vredeling betonte die Notwendigkeit 
einer Standardisierung der Waffenproduktion und 
einer stärkeren Zusammenarbeit im Rahmen der 
Logistik. Unterstaatssekretär Lord Goronwy-Roberts 
unterstrich die Bedeutung der NATO und insbeson- 
dere des mitteleuropäischen Abschnitts für die bri- 
tischen Verteidigungsanstrengungen nach Durch- 
führung der „Defence Review". 

In der wissenschaftlich-technologischen Debatte wies 
Bundesminister Matthöfer auf die Bedeutung der 
europäischen Zusammenarbeit sowohl bei der Welt- 
raumforschung wie bei der Überwindung der Ener- 
giekrise hin. Weltraumprojekte hätten über den 
technischen Bereich hinaus allgemeine integrations- 
fördernde Bedeutung. Ähnliches treffe für die ge- 
meinsame Suche nach alternativen Energiequellen 
zu. Hier könnten Prioritäten und Projekte nur noch 
im europäischen Rahmen bestimmt werden. 


III. Rüstungskontrollamt 

Das Rüstungskontrollamt setzte auf dem europä- 
ischen Festland die Mengenkontrollen der von den 
Vertragspartnern gehaltenen Waffenbestände und 
in der Bundesrepublik Deutschland die Nichtherstel- 
lungskontrollen fort. Das neue Verfahren zur Unter- 
richtung der betroffenen deutschen Firmen über das 
Ergebnis der bei ihnen durchgeführten Nichther- 
stellungskontrollen hat sich im wesentlichen be- 
währt. Die Zusammenarbeit zwischen dem Amt und 
den deutschen Behörden vor und während der Kon- 
trollen war weiterhin gut und vertrauensvoll. 


IV. Ständiger Rüstungsausschuß 

Der Ständige Rüstungsausschuß hielt am 26. No- 
vember 1974 und am 31. Januar 1975 Sitzungen über 
Fragen der Methodik der Rüstungszusammenarbeit 
ab. Die Zusammenarbeit zwischen Ständigem Rü- 
stungsausschuß einerseits und NATO und Finabel 
(Koordinierungsgremium der Heeresstabschefs der 
Mitgliedsstaaten) andererseits war zufriedenstel- 
lend. 
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Die Frage der Zukunft des Ständigen Rüstungsaus- 
schusses blieb Tagesordnungspunkt der Sitzungen 
des Ständigen Rats. 

V. Zusammenfassung 

Anläßlich des zwanzigjährigen Bestehens der WEU 
wird die Versammlung ihre Tagung vom 26. bis 


30. Mai 1975 in Bonn abhalten. Das Ereignis erin- 
nert an die historische Rolle der WEU. Durch das 
Pariser Vertragswerk, das am 5. Mai 1955 in Kraft 
trat, wurde die Bundesrepublik Deutschland ein 
souveräner und gleichberechtigter Partner im Nord- 
atlantischen Verteidigungsbündnis und in der West- 
europäischen Union. Die WEU bleibt auch künftig 
für die Bundesrepublik ein wichtiges Element ihrer 
Zugehörigkeit zur westlichen Allianz. 
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